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Das Vorkaufsrecht 
Ein Vorkaufsrecht sichert bestimmten Personen den Vorrang beim Erwerb eines Grundstücks 

und regelt, unter welchen Bedingungen sie anstelle eines Dritten kaufen können.

Lic. iur. Matthias Geiersberger, Muri

Durch ein Vorkaufsrecht erhält der 
Vorkaufsberechtigte das Recht, bei 
Eintritt eines Vorkaufsfalls die Über-
tragung des betre� enden Grundstücks 
zu Eigentum zu verlangen. Häu� gster 
Vorkaufsfall ist der Abschluss eines 
Kaufvertrags des Grundeigentümers 
mit einem Dritten. Eigentümer des 
Grundstücks wird bei Ausübung des 
Vorkaufsrechts nicht der Dritte, son-
dern der Vorkaufsberechtigte. Ist das 
Vorkaufsrecht unlimitiert, muss der 
Vorkaufsberechtigte den Preis bezah-
len, welcher der Grundeigentümer mit 
dem Dritten vereinbart hat. Bei einem 
limitierten Vorkaufsrecht wird der 
Preis bereits bei der Einräumung des 
Vorkaufsrechts festgelegt und der mit 
dem Dritten vereinbarte Preis ist ir-
relevant. 

Die Einräumung eines Vorkaufs-
rechts geschieht gestützt auf einen 
 Vorkaufsvertrag. Ein limitiertes Vor-
kaufsrecht bedarf zu seiner Gültigkeit 
der ö� entlichen Beurkundung. Ein un-
limitiertes Vorkaufsrecht kann auch 
in einfacher Schriftlichkeit begründet 
werden.

Die maximal zulässige Dauer eines 
vertraglich begründeten Vorkaufs-
rechts beträgt 25 Jahre. Von Gesetzes 
wegen ist ein Vorkaufsrecht vererblich, 
aber nicht übertragbar. Das vertragli-
che Vorkaufsrecht muss im Grundbuch 

vorgemerkt sein, damit es gegenüber 
Dritten rechtswirksam ist. Im Vorkaufs-
vertrag können weitere auf den Einzel-
fall zugeschnittene Regelungen getrof-
fen werden. So kann das Vorkaufsrecht 
beispielsweise für gewisse Fälle ausge-
schlossen werden und bei mehreren 
Vorkaufsberechtigten kann die Reihen-
folge der Berechtigung geregelt wer-
den. Auch kann es sinnvoll sein, die 
Modalitäten der Ausübung näher zu be-
stimmen oder das Vorkaufsrecht über-
tragbar auszugestalten. 

Die Motive für die Begründung von 
Vorkaufsrechten sind vielfältig. Vor-
kaufsrechte können begründet wer-
den, um den Verkauf des Grundstücks 
an eine unerwünschte Drittperson 
(z. B. ausserhalb der Familie) zu unter-
binden. 

Es gibt auch Vorkaufsrechte, die 
von Gesetzes wegen bestehen und so-
mit keiner vertraglichen Einräumung 
bedürfen. Zu denken ist neben den 
zahlreichen Vorkaufsrechten bei land-
wirtschaftlichen Grundstücken an die 

Vorkaufsrechte der Miteigentümer, des 
Baurechtsgebers und des Baurechts-
nehmers. Sie können mittels eines öf-
fentlich beurkundeten Vertrags aufge-
hoben oder abgeändert werden. Stock-
werkeigentümer hingegen haben kein 
gesetzliches Vorkaufsrecht. Ein solches 
kann aber vertraglich begründet wer-
den, im Gegensatz zu den anderen ver-
traglichen Vorkaufsrechten auch für 
eine längere Dauer als 25 Jahre.

Liegenschaftsverkauf in der Familie: 
Das Gewinnbeteiligungsrecht

Das Gewinnbeteiligungsrecht ist eine Regelungsmöglichkeit, welche im Rahmen einer Liegenschaftsübertragung
 innerhalb der Familie in Betracht gezogen werden sollte.

MLaw Murielle Fischer, Bremgarten

Bei der Übertragung einer Liegenschaft 
von Eltern an einen von mehreren 
Nachkommen soll oft eine Ungleichbe-
handlung zwischen den Geschwistern 
verhindert werden. Ist es der Überneh-
merin oder dem Übernehmer jedoch 
� nanziell nicht möglich, die Geschwis-
ter mittels Geld auszugleichen, bietet 
das Gewinnbeteiligungsrecht einen 
möglichen Ausweg, um eine gütliche 
Einigung zwischen allen Parteien zu er-
reichen. Dabei legen die Parteien einen 
tieferen Übernahmewert fest und ver-

einbaren im Gegenzug, dass der bei 
einem allfälligen Weiterverkauf erziel-
te Gewinn mit den Geschwistern zu tei-
len ist.

Keine gesetzliche 
Regelung

Im Gegensatz zum bäuerlichen Boden-
recht, welches ein gesetzliches Gewinn-
anspruchsrecht der Miterben für ein 
landwirtschaftliches Grundstück oder 
Gewerbe kennt, ist das Gewinnbeteili-
gungsrecht an nichtlandwirtschaftli-
chen Grundstücken gesetzlich nicht ge-
regelt. Dennoch sind solche vertragli-

chen Gewinnanteilsklauseln in der 
Praxis häu� g anzutre� en. Aufgrund der 
fehlenden gesetzlichen Grundlage 
emp� ehlt sich eine überlegte und prä-
zise Regelung im Vertrag. Unklare For-
mulierungen können später zu Streit 
führen.

Definition der anspruchs-
begründenden Bedingung

Der Gewinnanspruch entsteht mit der 
Erfüllung eines vertraglich de� nier-
ten  Tatbestands  – in der Regel der 
«Weiterverkauf» – innert der vertrag-
lich festgelegten Gewinnteilungsfrist. 
Die Praxis behilft sich dabei mit einem 
Rückgri�  auf die beim Vorkaufsrecht 
geltenden gesetzlichen Bestimmun-
gen.  Dieses gilt beim Verkauf und 
 «jedem anderen Rechtsgeschäft, das 
wirtschaftlich einem Verkauf gleich-
kommt». Weiter kann vereinbart wer-
den, dass zusätzliche Tatbestände, 
 beispielsweise die Einräumung eines 
Baurechts oder Kaufrechts oder eine 
potenzielle Um- oder Aufzonung des 
Grundstücks, das Gewinnanteilrecht 
ebenfalls auslösen sollen. Allenfalls 
eignet sich diesbezüglich auch ein pau-
schaler Verweis auf das bäuerliche Bo-
denrecht.

Gewinnermittlung 
Ob den Berechtigten bei Erfüllung der 
anspruchsbegründenden Bedingung 
tatsächlich ein Gewinnanteil zu� iesst, 
hängt davon ab, wie sich die Höhe des 
zu teilenden Gewinns ermittelt. Ver-
traglich geklärt sein sollte, von welchen 

Werten die Parteien ausgehen und ob 
bzw. welche Abzüge vom Gewinn (z. B. 
Grundstückgewinnsteuern, wertver-
mehrende Investitionen etc.) zugelas-
sen werden. Der zu teilende Gewinn 
kann mit einem Maximalbetrag be-
grenzt oder bereits im Voraus � xiert 
werden. Geregelt sein muss zudem, 
wer welchen Anteil vom Gewinn er-
hält. Nicht zuletzt müssen die Parteien 
klären, ob das Gewinnanspruchsrecht 
durch geeignete Sicherungsinstrumen-
te (z. B. Informationsp� ichten, Grund-
pfandbestellung) sichergestellt werden 
soll. 

Weitere 
Regelungsinhalte 

Ein Gewinnbeteiligungsrecht wirft wei-
tere Fragen auf, die im Vertrag festge-
halten werden sollten: Ist der Anspruch 
vererblich oder übertragbar? Und wie 
lange gilt er?

Es emp� ehlt sich zudem, die Frage 
der erbrechtlichen Ausgleichung im 
Vertrag klar und eindeutig zu regeln. 
Die Vereinbarung eines Gewinnanteil-
rechts geht in der Regel mit einem be-
dingten Erlass der Ausgleichungsp� icht 
einher. Mithin sollte die Ausgleichungs-
p� icht deshalb ausdrücklich wegbe-
dungen werden, wenn ein Gewinnan-
spruchsrecht begründet wird. Wurde 
der festgelegte Anrechnungswert teil-
weise mit einem Erbvorbezug getilgt, 
welcher in der dereinstigen Erbteilung 
trotz Gewinnanteilsrecht auszuglei-
chen ist, muss im Vertrag eine diesbe-
zügliche Anordnung erfolgen. 

Wird die Liegenschaft bereits zu Leb-
zeiten übertragen, emp� ehlt es sich zu-
dem, die Geschwister auf mögliche He-
rabsetzungsansprüche im Falle einer 
P� ichtteilsverletzung verzichten zu las-
sen. Dies kann spätere Kon� ikte ver-
meiden.

Fazit
Das Gewinnbeteiligungsrecht ist ein 
bewährtes Instrument, um bei Liegen-
schaftsübertragungen innerhalb der 
Familie faire Lösungen zu � nden. Weil 
es keine detaillierte gesetzliche Rege-
lung gibt, kommt es besonders auf eine 
klare und vollständige vertragliche Aus-
gestaltung an. Im Zweifelsfall lohnt sich 
eine fachkundige Beratung durch einen 
Notar oder Anwalt. 

Hätten Sie gewusst, dass ...

— beim Verkauf von nichtlandwirt-
schaftlichen Grundstücken ein Gewinn-
anteilsrecht vereinbart werden kann?

— das Gewinnanteilsrecht bei nicht-
landwirtschaftlichen Grundstücken 
nicht im Grundbuch eingetragen wer-
den kann?

— beim limitierten Vorkaufsrecht für 
Grundstücke der Kaufpreis im Voraus 
fixiert ist? Dies im Unterschied zum un-
limitierten Vorkaufsrecht.

— das Kaufsrecht an Grundstücken auf 
maximal 10 Jahre und das vertragliche 
Vorkaufsrecht auf maximal 25  Jahre 
ab Vertragsunterzeichnung eingeräumt 
werden kann?

— grundsätzlich jeder Miteigentümer, 
nicht aber Stockwerkeigentümer, beim 
Verkauf eines Miteigentumsanteils von 
Gesetzes wegen ein Vorkaufsrecht hat?

— das gesetzliche Vorkaufsrecht nicht 
auf 25 Jahre limitiert ist?
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Das Kaufsrecht im Unterschied zum Vorkaufsrecht

Beim im vorstehenden Beitrag behan-
delten Vorkaufsrecht ist der/die Berech-
tigte abhängig vom Verhalten des der-
zeitigen Eigentümers bzw. der derzeiti-
gen Eigentümerin: Nur wenn diese/r 
das Objekt an eine Drittperson verkauft, 
kann der/die Berechtigte das Vorkaufs-
recht geltend machen und dadurch das 
Objekt zu den Bedingungen überneh-
men, die entweder (beim unlimitierten 
Vorkaufsrecht) im Kaufvertrag mit der 
Drittperson vereinbart wurden oder 
(beim limitierten Vorkaufsrecht mit z. B. 
im Voraus de� nierten Preis) im Vor-
kaufsrechtsvertrag vorgesehen waren.

Das Kaufsrecht erlaubt dem/der Be-
rechtigten hingegen, das Objekt auch 
ohne Verkauf durch den derzeitigen 
Eigentümer bzw. die derzeitige Eigen-
tümerin zu erwerben. Dies ist zu den im 
Kaufsrechtsvertrag vereinbarten Be-
dingungen (z. B. Vorlage einer Finan-
zierungsbestätigung, falls der spätere 
Käufer dafür noch Zeit braucht) mög-
lich. Der Kaufsrechtsvertrag ist  – im 
Gegensatz zum Vorkaufsrecht, welches 
nur bei im Voraus bestimmtem Kauf-
preis der ö� entlichen Beurkundung be-
darf – stets bei einem Notar oder einer 
Notarin ö� entlich zu beurkunden. Das 

Kaufsrecht darf weniger lange als ein 
Vorkaufsrecht, nämlich für höchstens 
10 Jahre, vereinbart werden. 

Ausgeübt wird das Kaufsrecht wie 
das Vorkaufsrecht durch eine schrift-
liche Ausübungserklärung. Im Gegen-
satz zum Vorkaufsrecht, wo die Aus-
übungsfrist gesetzlich geregelt ist, ist 
für das Kaufsrecht der Kaufsrechtsver-
trag massgeblich. Dieser kann Fristen 
oder Bedingungen vorsehen, die für die 
Ausübung gelten.

Dr. iur. David Fuhrer, 
Nussbaumen


